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Stellungnahme: 

Der Verband für Ernährung und Diätetik e. V. (VFED) ist nach § 125 Abs. 1 

SGB V maßgebliche Spitzenorganisation auf Bundesebene für das 

Heilmittel Ernährungstherapie. Der Verband vertritt die Interessen der 

„Leistungserbringer:innen der Ernährungstherapie“ (Diätassistenten, 

Hochschulabsolvierende nach Prüfung der Zulassungsvoraussetzungen im 

Einzelfall) und ist Vertragspartner des GKV Spitzenverbandes Bund. 

Die mit dem Referentenentwurf des GeDIG verfolgten Zielsetzungen 

werden ausdrücklich begrüßt. Dies betrifft insbesondere 

• „die ePA für versorgungsrelevante Zwecke weiterzuentwickeln, um 

eine bestmögliche und praktikable Nutzung der ePA zu 

gewährleisten“,  

• „die EHDS-Verordnung in Deutschland unbürokratisch, fristgerecht 

und innovationsfördernd durchzuführen“,  

• „die Digitalisierung der Kommunikation zwischen Leistungs-

erbringenden im Gesundheitswesen und in der Pflege weiter 

voranzutreiben.“ 

Zur Erreichung dieser Ziele sieht der Referentenentwurf eine Vielzahl 

gesetzlicher Anpassungen und Ergänzungen vor. 

Da das GeDIG erhebliche Auswirkungen auf die Berufsausübung der 

„Leistungserbringer:innen der Ernährungstherapie“ hat – insbesondere im 

Hinblick auf die Anbindung an die Telematikinfrastruktur (TI) sowie die 

Nutzung ihrer Anwendungen, etwa der elektronischen Verordnung (eVO) – 

nimmt der VFED nachfolgend zu den vorgesehenen Regelungen Stellung. 
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Stellungnahme des Verbands für Ernährung und Diätetik e. V. (VFED) zum Referentenentwurf des GeDIG, 13.05.2026 

Zur Anbindung von privaten Ernährungstherapeuten an die TI 

Im Schreiben des Bundesministeriums für Gesundheit vom 03.03.2026 an 

die maßgeblichen Spitzenorganisationen auf Bundesebene im 

Heilmittelbereich Ernährungstherapie (siehe Anlage) wurde bereits 

ausgeführt, dass „die Ernährungstherapeuten, die nicht zur 

Heilmittelversorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung zugelassen 

sind, sondern überwiegend oder vollständig privat abrechnen“, in einer 

zweiten Stufe des E-Rezepts für Heilmittel berücksichtigt werden. Hierzu 

zählen ernährungstherapeutische Leistungen im Kontext von 

Patientenschulungen nach § 43 SGB V oder entsprechende Leistungen 

außerhalb vertragsärztlicher Strukturen, die etwa in der 

Bundesbeihilfeverordnung (§ 23 BBhV i. V. m. den Anlagen 9 und 10) auch 

unter dem Begriff „Heilmittel“ geführt werden. 

 
Zur Begründung des GeDIG: A. Allgemeiner Teil 
V. Gesetzgebungskompetenz (S. 95) 
 
Der Referentenentwurf zum GeDIG beschreibt: 

Bei den durch die EHDS-Verordnung verpflichteten und berechtigten Personen handelt 
es sich um Akteure, die unter Bundeskompetenz fallen: Die EHDS-Verordnung 
verpflichtet im Bereich der sog. Primärnutzung hauptsächlich Angehörige der 
Gesundheitsberufe. Den Regelungsschwerpunkt bilden Zugangs-, Bereitstellungs-, 
und Übertragungsrechte oder - pflichten im Hinblick auf elektronische 
Gesundheitsdaten. Insoweit folgt die Gesetzgebungskompetenz aus Artikel 74 Absatz 
1 1 Nummer 11 (Recht der Wirtschaft) und Nummer 12 des Grundgesetzes (Recht der 
Sozialversicherung). Im Bereich der Sekundärnutzung folgt die 
Gesetzgebungskompetenz den elektronischen Gesundheitsdaten und deren 
Inhaberschaft: Daten aus elektronischen Patientenakte und Abrechnungsdaten sind 
Daten von Krankenversicherern. Die Kompetenz ergibt sich für die gesetzlichen 
Kranken- und Pflegekassen und sonstigen Sozialversicherungen aus Artikel 74 Absatz 
1 Nummer 12 des Grundgesetzes (Recht der Sozialversicherung) und für die privaten 
Kranken- und Pflegeversicherungen sowie die technischen Dienstleister der 
Versicherer aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes (Recht der 
Wirtschaft). Daten, deren Inhaber die Leistungserbringer sind, fallen etwa bei 
Vertragsärzten unter Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 des Grundgesetzes (Recht der 
Sozialversicherung), bei privaten Angehörigen von Gesundheitsberufen unter 
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grundgesetzes (Recht der Wirtschaft) und bei 
Apotheken unter Artikel 74 Absatz 1 Nummer 19 des Grundgesetzes 
(Apothekenwesen). 

In diesem Textabschnitt wird zum einen auf die Verpflichtung von 
Angehörigen der Gesundheitsberufe zur sog. Primärnutzung durch die 
EHDS-Verordnung [Anm.: EHDS - European Health Data Space] 
hingewiesen – sowie zum anderen der Begriff „private Angehörige von 
Gesundheitsberufen“ verwendet.  

Dieser Begriff bezieht sich hier offenbar auf alle staatlich geregelte 
Gesundheitsberufe – unabhängig davon, ob sie in der vertragsärztlichen 
Versorgung tätig sind bzw. im GKV-System über eine Zulassung nach § 124 
SGB V eingebunden sind. 
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Stellungnahme des Verbands für Ernährung und Diätetik e. V. (VFED) zum Referentenentwurf des GeDIG, 13.05.2026 

Aus Sicht des VFED ist diese Einordnung für Diätassistenten 
(„Ernährungstherapeuten“) von besonderer Relevanz: 

Diätassistenten 

• gehören einem staatlich geregelten Gesundheitsberuf (Heilberuf) nach 
dem Diätassistentengesetz (DiätAssG) an. 

• sind gemäß § 3 DiätAssG „zur eigenverantwortlichen Durchführung 
diättherapeutischer und ernährungsmedizinischer Maßnahmen auf 
ärztliche Anordnung oder im Rahmen ärztlicher Verordnung“ befähigt. 

• sind sowohl innerhalb des GKV-Systems tätig – als Leistungserbringer 
im Kontext des § 125 SGB V oder im Rahmen vertragsärztlich 
veranlasster Ernährungstherapie nach § 43 SGB V – als auch im Bereich 
der Versorgung privatversicherter Patienten.  

Da die Zahl der gemäß § 124 SGB V zugelassenen Leistungserbringer im 
Bereich der Ernährungstherapie bislang äußerst gering ist – im Jahr 2022 
bestanden bundesweit lediglich zwölf Zulassungen für den Bereich der 
seltenen angeborenen Stoffwechselerkrankungen (SAS) sowie acht 
Zulassungen für den Bereich Mukoviszidose (CF) – erfolgt ein erheblicher 
Teil der ernährungstherapeutischen Versorgung auf Grundlage ärztlicher 
Verordnung außerhalb vertragsärztlicher Strukturen, insbesondere in 
spezialisierten Privatpraxen, etwa im Kontext beamtenrechtlicher Beihilfe-
systeme. Diätassistenten (Ernährungstherapeuten) sind regelmäßig 
außerhalb vertragsärztlicher Versorgungsstrukturen tätig und können damit 
der Gruppe der „privaten Angehörigen von Gesundheitsberufen“ zugeordnet 
werden.  

Vor diesem Hintergrund ist zu berücksichtigen, dass elektronische 
Gesundheitsdaten nicht ausschließlich im System der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) entstehen und verarbeitet werden, sondern 
auch im Bereich der privat organisierten Gesundheitsversorgung, 
insbesondere im Rahmen der Beihilfe (vgl. Bundesbeihilfeverordnung, 
BBhV) und der privaten Krankenversicherungen (PKV).  

Diese Tatsache sollte bei der Ausgestaltung der vorgesehenen Regelungen 
ausdrücklich berücksichtigt werden. Dies ist vor allem im Hinblick auf die 
vorgesehene Einbindung privat tätiger Ernährungstherapeuten in digitale 
Versorgungsprozesse sowie ihre Anbindung an die Telematikinfrastruktur 
erforderlich.  

Gleichzeitig würde eine entsprechende Klarstellung zur Versorgungs-
sicherheit beitragen und die angestrebte interprofessionelle Zusammen-
arbeit im Rahmen digital gestützter Versorgung fördern. 
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Stellungnahme des Verbands für Ernährung und Diätetik e. V. (VFED) zum Referentenentwurf des GeDIG, 13.05.2026 

Übersicht der vorgesehenen gesetzlichen Regelungen im GeDIG, zu 

denen Stellung genommen wird: 

1.) zu Nr. 03: Änderung des § 25b SGB V 

2.) zu Nr. 19: Einfügung eines Absatzes in § 291b 

3.) zu Nr. 41: Änderung des § 339 SGB V 

4.) zu Nr. 42: Änderung des § 340 SGB V 

5.) zu Nr. 43: Änderung des § 341 SGB V 

6.) zu Nr. 57: Änderung des § 352 SGB V 

7.) zu Nr. 66: Änderung des § 359a SGB V 

8.) zu Nr. 70: Änderung des § 361 SGB V 

9.) zu Nr. 73: Änderung des § 362 SGB V 

10.) Ergänzung zu § 399 SGB V  

 

 

1.) zu Nr. 03: Änderung des § 25b SGB V, Buchstabe a, Doppel-
buchstabe dd 

Hinsichtlich der vorgesehenen Erweiterung der datengestützten Erkennung 
individueller Gesundheitsrisiken durch die Kranken- und Pflegekassen ist 
hervorzuheben, dass der Referentenentwurf ernährungs- und 
lebensstilbezogene Informationen ausdrücklich als versorgungsrelevante 
Gesundheitsdaten anerkennt, etwa Ernährungsgewohnheiten oder 
Gewicht.  

Damit wird deutlich, dass ernährungstherapeutische Inhalte künftig stärker 
Bestandteil digital gestützter Präventions- und Versorgungskonzepte sein 
sollen. Aus Sicht des VFED unterstreicht dies zugleich die Notwendigkeit, 
Diätassistenten bzw. qualifizierte Absolventen ernährungsbezogener 
Studiengänge für die primäre Prävention gemäß § 20 SGB V, rechtssicher 
in digitale Versorgungsstrukturen einzubinden. Andernfalls entstünde ein 
Wertungswiderspruch zwischen der zunehmenden Relevanz 
ernährungsbezogener Gesundheitsdaten und den bislang nur 
eingeschränkt vorgesehenen digitalen Nutzungsmöglichkeiten durch die 
hierfür fachlich qualifizierten Berufsgruppen der Ernährungstherapeuten. 

In diesem Zusammenhang sollte den zuvor genannten Leistungserbringern 
ein Leserecht für die in der ePA hinterlegten Ergebnisse nach § 25b SGB V 
eingeräumt werden, da diese Informationen für die ernährungs-
therapeutische Versorgung sowie präventionsbezogene Beratungs- und 
Behandlungsprozesse von unmittelbarer fachlicher Relevanz sein können. 
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2.) zu Nr. 19: Einfügung eines Absatzes in § 291b 

Die im Referentenentwurf des GeDIG vorgesehene Ergänzung der 

Zugriffsrechte von Heilmittelerbringern auf die elektronische 

Gesundheitskarte (eGK) als Versicherungsnachweis sowie als Mittel zur 

Abrechnung wird ausdrücklich begrüßt. Insbesondere die geplante 

Regelung in § 291b stellt einen wichtigen Schritt zur praktischen Einbindung 

von Leistungserbringergruppen in digitale Versorgungsabläufe dar: 

19. In § 291b wird nach Absatz 5 der folgende Absatz 6 eingefügt: „(6) 

Heilmittelerbringer und Hilfsmittelerbringer sowie Apotheker und zum 

pharmazeutischen Personal der Apotheke gehörende Personen dürfen im 

Zusammenhang mit der Versorgung der Versicherten die Dienste nach Absatz 1 Satz 

1 nutzen und auf die Angaben nach § 291a Absatz 2 und 3 zugreifen.“ 

Aus Sicht des VFED besteht jedoch Klarstellungsbedarf hinsichtlich des 

Begriffs „Heilmittelerbringer“. Zur Vermeidung späterer Auslegungs-

unsicherheiten sollte ausdrücklich verdeutlicht werden, dass hierunter nicht 

ausschließlich nach § 124 SGB V zugelassene Leistungserbringer zu 

verstehen sind, sondern auch „Ernährungstherapeuten, die nicht zur 

Heilmittelversorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung zugelassen 

sind, sondern überwiegend oder vollständig privat abrechnen“ – also 

Leistungserbringer nach § 43 SGB V – unter Berücksichtigung der 

jeweiligen berufsrechtlichen Regelungen – damit gemeint sind.  

 

3.) zu Nr. 41: Änderung des § 339 SGB V 

- siehe hierzu auch Stellungnahme zu Nr. 57 

Im Rahmen der Weiterentwicklung der Zugriffsregelungen der §§ 339 und 
352 SGB V wird angeregt, eine stärkere Ausrichtung am jeweiligen 
Versorgungskontext („Care Context“) zu prüfen. Der Datenzugriff auf die 
ePA könnte sich dabei nicht ausschließlich an festgelegten berufs-
gruppenbezogenen Kategorien orientieren, sondern am konkreten 
Behandlungsverhältnis zwischen Versichertem und Leistungserbringer. 
Voraussetzung bleibt dabei stets, dass ein aktueller Behandlungskontext 
besteht und die Datenverarbeitung für die konkrete Versorgung erforderlich 
ist. Auf diese Weise könnte ein flexibler, zugleich zweckgebundener und 
datenschutzkonformer Zugriff gewährleistet werden. Dies würde die 
praktische Versorgung im interprofessionellen Gesundheitswesen 
unterstützen und die digitale Interoperabilität stärken. 

Auf dieser Grundlage wird angeregt, einen digitalen Versorgungskontext 
(„Care Context“) zu etablieren, in dem alle an einem Behandlungsfall 
beteiligten Berufsgruppen fallbezogen zusammenwirken können. Dies 
würde eine fallbezogene interprofessionelle Einbindung/Zusammenarbeit 
aller beteiligten Leistungserbringer sowie eine realitätsnahe Abbildung 
interprofessioneller Versorgungsprozesse ermöglichen. 
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Denkbar wäre eine solche Ausgestaltung insbesondere im Kontext der im 
ApoVWG geplanten Erweiterungen pharmazeutischer Dienstleistungen 
(pDL) zur Prävention ernährungsmitbedingter chronischer Erkrankungen, 
etwa im interprofessionellen Austausch zwischen Apothekern, Ärzten und 
Diätassistenten bzw. anerkannten Leistungserbringern für das Handlungsfeld 
Ernährung im Rahmen der primären Prävention nach § 20 SGB V.  

 

4.) zu Nr. 42: Änderung des § 340 SGB V 

Der Referentenentwurf zum GeDIG sieht vor: 

§ 340 wird wie folgt geändert: a) In Absatz 2 wird die Angabe „37“ durch die Angabe 
„38“ ersetzt. b) In Absatz 5 Satz 1 wird nach der Angabe „elektronischen Heilberufs- 
oder Berufsausweises“ die Angabe „oder einer digitalen Identität nach Absatz 6“ 
eingefügt. 

Aus Sicht der Versorgungspraxis besteht im Hinblick auf § 340 SGB V ein 
bislang im Referentenentwurf zum GeDIG unberücksichtigter 
Änderungsbedarf hinsichtlich der Voraussetzungen für die Ausgabe einer 
SMC-B an Leistungserbringerinstitutionen.  

Die derzeit verbindlich geforderte Anknüpfung an „Verträge zur 
Leistungserbringung nach dem SGB V oder SGB XI“ führt insbesondere bei 
privat tätigen Ärzten/Zahnärzten/Psychotherapeuten zu einer systematisch 
nicht vollständigen konsistenten Rechtslage. Diesen Berufsgruppen wird 
bereits heute die Möglichkeit eröffnet, eine digitale Identität ihrer 
Leistungsinstitution (SMC-B) zu erhalten und sich an die 
Telematikinfrastruktur anzubinden, obwohl eine unmittelbare Einbindung in 
vertragsärztliche Versorgungsstrukturen nicht zwingend vorausgesetzt wird. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es sachgerecht, den Zugang zur SMC-B 
für Angehörige von Heilberufen, wie etwa Diätassistenten bzw. für private 
Ernährungstherapeuten künftig nicht ausschließlich an das Bestehen eines 
SGB V/SGB XI-Versorgungsvertrages zu knüpfen, sondern stärker an die 
tatsächliche Tätigkeit in der Patientenversorgung.  

Dies gilt insbesondere im Zusammenhang damit, dass das 
Bundesministerium für Gesundheit in seinem Schreiben vom 03.03.2026 an 
die maßgeblichen Spitzenorganisationen auf Bundesebene für das 
Heilmittel Ernährungstherapie (siehe Anlage) mitgeteilt hat, dass eine 
Berücksichtigung von privaten Ernährungstherapeuten in digitale 
Versorgungsprozesse vorgesehen ist. 

Entsprechend erscheint eine gesetzliche Anpassung des § 340 SGB V 
erforderlich. Die bislang bestehende Voraussetzung eines Vertrages zur 
Leistungserbringung im Rahmen des SGB V/SGB XI sollte entsprechend 
geöffnet werden. Nur so kann allen privaten Leistungserbringern ein 
rechtssicherer, praktikabler und diskriminierungsfreier Zugang zur TI 
ermöglicht werden und die vorgesehene Einbindung privater 
Ernährungstherapeuten umgesetzt werden. Gleichzeitig würde hierdurch 
die bereits bestehende Einbindung etwa privat tätiger Ärztinnen und Ärzte 
systematisch nachvollziehbar. 
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5.) zu Nr. 43: Änderung des § 341 SGB V 

Bislang ist vorgesehen, Arzneimittelverordnungen und Dispensierungen 
über die elektronische Medikationsliste (eML) sowie künftig 
eÜberweisungen einschließlich Einlösungshistorie in der elektronischen 
Patientenakte (ePA) zu speichern. Bislang fehlt jedoch eine ausdrückliche 
Regelung zur Historisierung weiterer elektronischer Verordnungsarten nach 
§ 360 SGB V. 

Aus Sicht der Versorgungspraxis erscheint eine solche Historisierung 
sinnvoll, da Verordnungsinformationen nicht nur für die unmittelbare 
medizinische Versorgung, sondern auch für nachgelagerte inter-
professionelle Prozesse relevant sein können. Dies betrifft insbesondere 
Folgeverordnungen, die Abstimmung zwischen verschiedenen Leistungs-
erbringern sowie die Nachvollziehbarkeit bereits erfolgter therapeutischer 
Maßnahmen. 

Dies gilt insbesondere für Bereiche wie die Ernährungstherapie oder andere 
verordnungsfähige Leistungen mit verlaufsorientierter Versorgung. 

Vor diesem Hintergrund sollte geprüft werden, ob eine einheitliche 
Historisierung aller elektronischen Verordnungsarten nach § 360 SGB V in 
der ePA ergänzt werden kann. 

 

6.) zu Nr. 57: Änderung des § 352 SGB V 

Änderungsbedarf hinsichtlich der Zugriffsregelungen der §§ 339, 352 

und 359 SGB V  

Aus Sicht des VFED erscheint es aus Gründen der Patientensicherheit 

erforderlich, dass der Kreis der ausdrücklich zugriffsberechtigten 

Berufsgruppen im Bereich der ePA weiterentwickelt wird, um beispielsweise 

auch Leistungserbringer in Privatpraxen bzw. private 

Ernährungstherapeuten – etwa Diätassistenten als Angehörige eines 

staatlich geregelten Heilberufs – ausdrücklich zu berücksichtigen. 

Mit der Weiterentwicklung der elektronischen Patientenakte „ePA für alle“ 

zum zentralen Informations- und Kommunikationsinstrument der digital 

unterstützten Versorgung – sowie im Hinblick auf die EHDS-Verordnung – 

gewinnen klare und rechtssichere Zugriffs- und Nutzungsregelungen 

hinsichtlich der ePA zunehmend an Bedeutung. 

Der Wortlaut des § 359 Abs. 1 Nr. 6 SGB V zeigt, dass der Gesetzgeber 

Angehörige staatlich geregelter Heilberufe grundsätzlich als relevante 

Akteure innerhalb digitaler Versorgungsprozesse berücksichtigt hat. Die 

Vorschrift erfasst Angehörige eines Heilberufs, „der für die Berufsausübung 

oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte 

Ausbildung erfordert“, sofern diese in die medizinische oder pflegerische 

Versorgung eingebunden sind. Hierzu können auch Diätassistenten zählen. 
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Durch die zwischenzeitliche Integration des elektronischen 

Medikationsplans (eMP) sowie der elektronischen Patientenkurzakte 

(ePKA) in die elektronische Patientenakte ergeben sich jedoch neue 

systematische Auslegungsfragen im Verhältnis zwischen § 359 SGB V und 

den allgemeinen Zugriffsregelungen der §§ 339 und 352 SGB V. 

 

Aus Sicht der Versorgungspraxis sollte hierbei eine funktions- und 

versorgungsorientierte Betrachtung erfolgen. Gerade im Bereich der 

Ernährungstherapie besteht regelmäßig ein unmittelbarer fachlicher Bezug 

zu Informationen des Medikationsplans sowie zu versorgungsrelevanten 

Inhalten der Patientenkurzakte. Dies betrifft etwa: 

• ernährungsrelevante Arzneimittelinteraktionen, 

• enterale und parenterale Ernährung, 

• Versorgung bei Schluckstörungen 

• allergologische Fragestellungen, 

• Diabetesversorgung, 

• nephrologische und onkologische Ernährungstherapie 

• sowie multimorbide Versorgungssituationen. 

 

Der gesetzgeberische Zweck der Telematikinfrastruktur besteht gemäß 

§ 334 Abs. 1 SGB V ausdrücklich in der „Verbesserung der Wirtschaftlich-

keit, der Qualität und der Transparenz der Versorgung“. Dieses Ziel kann 

nur erreicht werden, wenn die jeweils konkret an der Versorgung beteiligten 

Berufsgruppen auf die hierfür erforderlichen Informationen zugreifen 

können. 

Darüber hinaus hat das Bundesministerium für Gesundheit in seinem 

Schreiben vom 03.03.2026 an die maßgeblichen Spitzenorganisationen auf 

Bundesebene für das Heilmittel Ernährungstherapie (siehe Anlage) 

mitgeteilt, dass eine Berücksichtigung von privaten Ernährungstherapeuten 

in digitale Versorgungsprozesse vorgesehen ist.  

Vor diesem Hintergrund erscheint im GeDIG eine gesetzliche Klarstellung 

erforderlich, wonach Ernährungstherapeuten, die nicht nach § 124 SGB V 

zugelassen sind, im Rahmen ihrer konkreten Versorgungstätigkeit Zugriff 

auf diejenigen Inhalte der ePA erhalten können, die für die Versorgung mit 

Ernährungstherapie erforderlich sind. 

Leistungserbringer, die konkret in die medizinische Versorgung und 

Betreuung der Bürger eingebunden sind, sollten im Rahmen ihrer jeweiligen 

Versorgungstätigkeit Zugriff auf diejenigen Informationen erhalten können, 

die für eine sichere, qualitätsgesicherte und koordinierte Versorgung 

erforderlich sind. Das bedeutet im Umkehrschluss, dass fachlich nicht 

zwingend gebotene Einschränkungen in Bezug auf Lese- und Schreibrechte 

bei der ePA ein Risiko für eine qualitätsgesicherte Versorgung darstellen. 

Einschränkungen sollten daher nur dann vorgenommen werden, wenn sie 

zwingend geboten sind.  



9 von 14 
 

 
 

 
Stellungnahme des Verbands für Ernährung und Diätetik e. V. (VFED) zum Referentenentwurf des GeDIG, 13.05.2026 

Bei mindestens den nachfolgend aufgeführten Ausführungen können sich 

die bestehenden Einschränkungen nachteilig auf die Patientensicherheit 

auswirken und sollten daher in Bezug auf das GeDIG konfiguriert werden: 

Zugelassene Heilmittelerbringer (insbesondere Leistungserbringer der 

Ernährungstherapie) benötigen auch Leserechte auf 

a. Daten der Zahnmediziner. Der Zugriff auf die Dental-Daten ist 

für Leistungserbringer der Ernährungstherapie von 

Bedeutung – beispielsweise im Zusammenhang mit der 

Beratung zu Nahrungskonsistenz 

b. Daten nach § 25b SGB V (vgl. Stellungnahme zu Nr. 3) 

c. § 341 Abs. 2 Nr. 14 SGB V (Daten der Rehabilitation mit 

Hinweisen u. a. zur (enteralen/parenteralen) Ernährung) 

b) Heilmittelerbringer (insbesondere Leistungserbringer der 

Ernährungstherapie) benötigen auch Schreibrechte auf 

a. § 341 Abs. 2 Nr. 1 c) SGB V (Leistungserbringer der 

Ernährungstherapie erheben im Rahmen der Ernährungs-

beratung auch Daten zu Allergien und Unverträglichkeiten, 

die in der ePA abgebildet werden müssen) 

b. § 341 Abs. 2 Nr. 13 SGB V („sonstige von den Leistungs-

erbringern für den Versicherten bereitgestellte Daten“, diese 

umfassen beispielsweise auch Ernährungspläne) 

 

Vor diesem Hintergrund ist eine Regelung erforderlich, um die seitens des 

Gesetzgebers gewünschten personenzentrierten und digital unterstützten 

sektoren- und professionsübergreifenden Versorgungsprozesse realisieren 

zu können (vgl. „Digitalisierungsstrategie 2026“1). Dies bedeutet, dass auch 

privaten Gesundheitsberufen ohne Heilmittelzulassung ein adäquates 

Zugriffsrecht zur elektronischen Patientenakte eingerichtet werden muss. 

 

Ein möglicher Lösungsansatz könnte in einer Ergänzung der 

Zugriffsregelung in § 352 Abs. 14 bestehen, wie beispielsweise: 

§ 352 Verarbeitung von Daten in der elektronischen Patientenakte 

durch Leistungserbringer und andere zugriffsberechtigte Personen 

(14) Heilmittelerbringer, die nach § 124 Absatz 1 zur Leistungserbringung zugelassen sind, 

sinngemäß: „oder Leistungserbringer, die dazu berechtigt sind, einen eHBA sowie eine SMC-B 

zu erhalten und somit an die TI angeschlossen sind“ und die zur Versorgung des Versicherten in 

dessen Behandlung eingebunden sind, mit einem Zugriff, der das Auslesen, die Speicherung und 

die Verwendung von Daten nach § 341 Absatz 2 Nummer 1, 3, 4, 6 bis 11 sowie die Verarbeitung 

von Daten nach § 341 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a, die sich aus der Behandlung durch den 

jeweiligen Heilmittelerbringer ergeben, ermöglicht, soweit dies für die Versorgung des 

Versicherten erforderlich ist; 

 
1 BMG. Gemeinsam Digital 2026. Digitalisierungsstrategie für das Gesundheitswesen und die 
Pflege. 
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/D/Digitalisierun
gsstrategie/Weiterentwicklung_Digitalisierungsstrategie.pdf 



10 von 14 
 

 
 

 
Stellungnahme des Verbands für Ernährung und Diätetik e. V. (VFED) zum Referentenentwurf des GeDIG, 13.05.2026 

Solch eine Erweiterung würde eine systematisch abgestimmte Öffnung der 

digitalen Versorgungsinfrastruktur unterstützen und zugleich die 

Planungssicherheit für alle beteiligten Berufsgruppen stärken.  

Zudem ist die im Schreiben des Bundesministeriums für Gesundheit vom 

03.03.2026 (siehe Anhang) vorgesehene Einbeziehung der privaten 

Ernährungstherapeuten in der zweiten Ausbaustufe der elektronischen 

Verordnung (eVO) nur dann umsetzbar, wenn auch für diese 

Leistungserbringergruppe die Zugriffsrechte zur ePA geregelt sind. 

 

7.) zu Nr. 66: Änderung des § 359a SGB V 

Der Referentenentwurf zum GeDIG sieht vor: 

a) Die Überschrift wird durch die folgende Überschrift ersetzt:   

„Digitale Patientenrechnung“.  

b) Die Absätze 1 bis 3 werden durch die folgenden Absätze 1 bis 3 ersetzt:  

„ (1) Sobald die für die Anwendung nach § 334 Absatz 1 Satz 2 Nummer 8 erforderlichen 

Dienste und Komponenten in der Telematikinfrastruktur zur Verfügung stehen, können 

die Leistungserbringer und Stellen nach Absatz 2 medizinische oder sonstige 

Leistungen, die nicht dem Sachleistungsprinzip unterliegen, in elektronischer Form 

abrechnen (Digitale Patientenrechnung) (…) 

(2) Auf Daten der Versicherten in der Digitalen Patientenrechnung nach Absatz 1 Satz 1 

dürfen mit Einwilligung des Versicherten zu Abrechnungszwecken ausschließlich die 

folgenden Personen zugreifen:   

1. (…) 

4. Heil- und Hilfsmittelerbringer, (…). 

 

Aus Sicht des VFED besteht im Zusammenhang mit der vorgesehenen 

Änderung des § 359a SGB V – analog zu Nr. 19 – Klarstellungsbedarf 

hinsichtlich des Begriffs „Heilmittelerbringer“.  

Zur Vermeidung späterer Auslegungsunsicherheiten sollte ausdrücklich 

verdeutlicht werden, dass hierunter nicht ausschließlich gemäß § 124 

SGB V zugelassene Leistungserbringer zu verstehen sind, sondern auch 

„Ernährungstherapeuten, die nicht zur Heilmittelversorgung in der 

gesetzlichen Krankenversicherung zugelassen sind, sondern überwiegend 

oder vollständig privat nach § 43 SGB V abrechnen“.  

Dieser Anpassungsbedarf seitens des Gesetzgebers ist auch vor dem 

Hintergrund erforderlich, dass das Bundesministerium für Gesundheit in 

seinem Schreiben vom 03.03.2026 an die maßgeblichen Spitzen-

organisationen auf Bundesebene für das Heilmittel Ernährungstherapie 

(siehe Anlage) mitgeteilt hat, dass eine Berücksichtigung von privaten 

Ernährungstherapeuten in digitale Versorgungsprozesse vorgesehen ist. 
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Eine entsprechende Klarstellung würde zudem zu einer praktikableren und 

einheitlicheren Abwicklung des Genehmigungsverfahrens bzw. digitaler 

Abrechnungsprozesse beitragen und damit auch die Krankenkassen bei der 

Verarbeitung der Leistungsabrechnung entlasten sowie die Abrechnungs-

praxis insgesamt erleichtern. 

 

8.) zu Nr. 70: Änderung des § 361 SGB V 

Der Referentenentwurf zum GeDIG sieht vor: 

70. § 361 Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:  

„Auf Daten der Versicherten in vertragsärztlichen elektronischen Verordnungen dürfen 

ausschließlich folgende Personen zugreifen: 

1. (…) 

5. Gesundheits- und Krankenpfleger sowie Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger, 

Altenpfleger sowie Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner, die jeweils in die 

medizinische oder pflegerische Versorgung der Versicherten eingebunden sind mit 

einem Zugriff, der die Verarbeitung von Daten ermöglicht, soweit dies für die 

Versorgung der Versicherten mit der ärztlich verordneten Leistung oder für die 

Weiterleitung der Verordnung an einen anderen Leistungserbringer in Vertretung des 

Versicherten erforderlich ist und ihnen die für den Zugriff erforderlichen Zugangsdaten 

nach § 360 Absatz 9 vorliegen  

6. sonstige Erbringer ärztlich verordneter Leistungen nach diesem Buch mit einem 

Zugriff, der die Verarbeitung von Daten ermöglicht, soweit dies für die Versorgung der 

Versicherten mit der ärztlich verordneten Leistung erforderlich ist und ihnen die für den 

Zugriff erforderlichen Zugangsdaten nach § 360 Absatz 9 vorliegen.“ 

 

§ 361 Abs. 1 Nr. 5 SGB V eröffnet grundsätzlich Zugriffsmöglichkeiten für 

„sonstige Erbringer ärztlich verordneter Leistungen nach diesem Buch“ (…) 

soweit dies für die Versorgung der Versicherten erforderlich ist“. 

Vor diesem Hintergrund ist eine gesetzliche Präzisierung hinsichtlich der 

Zugriffsrechte für private Ernährungstherapeuten sachgerecht. Anlass 

hierfür ist insbesondere die durch das GeDIG vorgenommene 

Konkretisierung des § 361 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5, wonach ausdrücklich als 

zugriffsberechtigt benannt werden: 

Gesundheits- und Krankenpfleger sowie Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger, 

Altenpfleger sowie Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner, die jeweils in die 

medizinische oder pflegerische Versorgung der Versicherten eingebunden sind. 

Eine entsprechende Klarstellung ist auch deshalb angezeigt, weil das 

Bundesministerium für Gesundheit in seinem Schreiben vom 03.03.2026 an 

die maßgeblichen Spitzenorganisationen auf Bundesebene für das 

Heilmittel Ernährungstherapie (siehe Anlage) mitgeteilt hat, dass eine 

Berücksichtigung von privaten Ernährungstherapeuten in digitale 

Versorgungsprozesse vorgesehen ist. 
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9.) zu Nr. 73: Änderung des § 362 SGB V 

Der Referentenentwurf zum GeDIG sieht vor: 

73. § 362 Absatz 1 wird wie folgt geändert: a) Nach der Angabe „§ 342 Absatz 2 

Nummer 1, 3 und 4 und Absatz 3,“ wird die Angabe „§ 342a“ eingefügt. b) Die Angabe 

„343 Absatz 1 und 1a“ wird durch die Angabe „343 Absatz 1a und 4“ ersetzt. c) Nach 

der Angabe „345“ wird die Angabe „351 Absatz 2,“ eingefügt. d) Nach der Angabe „352,“ 

wird die Angabe „352a,“ eingefügt. e) In Absatz 1 wird nach Satz 2 folgender Satz 

eingefügt: „§ 219d Absatz 6 bis 9 sowie der neunte Abschnitt gelten auch für den 

Bereich der privaten Krankenversicherung, insbesondere für bei Unternehmen der 

privaten Krankenversicherung versicherte Patienten und diese behandelnde 

Leistungserbringer.“ 

In der Begründung lautet es: 

Zu Buchstabe d: Die neu geschaffene Regelung zum Zugriff auf Daten der 

elektronischen Patientenakte in der grenzüberschreitenden Versorgung nach § 352a 

findet Anwendung für Unternehmen der privaten Krankenversicherung, für die 

Postbeamtenkrankenkasse, die Krankenversorgung der Bundesbahnbeamten, für 

Polizeivollzugsbeamte, für sonstige heilfürsorgeberechtigte Beamte und für Soldaten 

der Bundeswehr, wenn diese elektronischen Gesundheitskarten oder digitalen 

Identitäten für Versicherte gemäß § 362 nutzen. 

 

Die Regelung in § 362 SGB V erweitert die Nutzung der elektronischen 

Patientenakte (ePA) folgerichtig auf Unternehmen der privaten 

Krankenversicherung sowie weitere heilfürsorgeberechtigte 

Versorgungssysteme und ist im Kontext der zunehmenden Digitalisierung 

und Anbindung des Gesundheitsdatenaustauschs innerhalb Europas zu 

begrüßen. 

Allerdings bezieht sich die vorgesehene Öffnung im Wesentlichen auf die 

Kostenträger- bzw. Versicherungsseite, ohne die Ebene der privat tätigen 

Leistungserbringer ausdrücklich einzubeziehen. 

Dies führt zu einer strukturellen Asymmetrie zwischen Zugriffs- und 

Nutzungsrechten der Versicherungsinstitutionen und derjenigen 

Leistungserbringer, die etwa in ausschließlich privat geführten Praxen die 

Versorgung tatsächlich durchführen. 

 

 

10.) Ergänzung zu § 399 SGB V 
 

Die derzeitige Systematik der §§ 339, 352 und 399 SGB V eröffnet 
Auslegungsspielräume, die im Spannungsfeld zwischen versorgungs-
praktischer Anwendung und formal-rechtlicher Betrachtung zu Rechts-
unsicherheiten hinsichtlich des Umfangs zulässiger Zugriffe führen können. 
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Problematisch wird es, wenn diese Auslegungsspielräume so interpretiert 

werden, dass „Leistungserbringer:innen der Ernährungstherapie“, die 

ordnungsgemäß an die Telematikinfrastruktur angebunden sind, im 

Einzelfall einem strafrechtlichen Risiko nach § 399 Abs. 1 Nr. 5 SGB V 

ausgesetzt sein könnten, wenn sie auf Daten der elektronischen 

Patientenakte zugreifen, ohne konkret in den jeweiligen sozialrechtlich 

zugewiesenen Behandlungskontext eingebunden zu sein. 

Eine derart enge Auslegung würde weder dem gesetzgeberischen Ziel einer 

sektorenübergreifenden digitalen Versorgung noch dem erkennbaren 

Anliegen des Bundesministeriums für Gesundheit gerecht, 

Heilmittelerbringer in digitale Versorgungsprozesse einzubeziehen.  

Vor diesem Hintergrund ist eine eindeutige gesetzliche Regelung 

erforderlich, die rechtmäßige, behandlungsbezogene Datenzugriffe 

ordnungsgemäß angebundener „Leistungserbringer:innen der 

Ernährungstherapie“ auf die ePA rechtssicher absichert und restriktiven 

bzw. rein formalistischen Auslegungsansätzen entgegenwirkt. 

Gerade vor dem Hintergrund der seitens des BMG beschriebenen 

Einbindung auch private Ernährungstherapeuten in digitale 

Versorgungsprozesse einzubeziehen (siehe Anlage: Schreiben des BMG 

vom 03.03.2026), muss zudem gesetzlich geregelt werden, welche Zugriffe 

auf die ePA im Rahmen konkreter ernährungstherapeutischer 

Versorgungskontexte zulässig sind. Ohne eine solche Präzisierung können 

in der praktischen Anwendung Auslegungsspielräume entstehen, die zu 

Unsicherheiten bei den Ernährungstherapeuten führen. 

 

 

 

 

Schlussbemerkung: 

Der Referentenentwurf des GeDIG trägt in der vorliegenden Fassung aus 

Sicht der Versorgungspraxis nicht in ausreichendem Maße zur Lösung der 

bestehenden strukturellen Herausforderungen bei der digitalen Einbindung 

privater Ernährungstherapeuten bei. 

Perspektivisch soll Angehörigen von Heilberufen – beispielsweise 

Diätassistenten in privater Praxistätigkeit – neben dem elektronischen 

Heilberufsausweis (eHBA) auch der Erhalt einer SMC-B und damit ein 

Zugang zur Telematikinfrastruktur (TI) ermöglicht werden. Nach der 

derzeitigen Ausgestaltung würden diese Gesundheitsberufe die digitale 

Infrastruktur zwar grundsätzlich nutzen können, verfügten jedoch weiterhin 

nur über eingeschränkte Zugriffsrechte, insbesondere mit Blick auf die ePA. 
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Zusammengefasst stellt sich die derzeitige Situation wie folgt dar: 

• Für zugelassene Leistungserbringer im Heilmittelbereich bestehen 

teilweise weiterhin eingeschränkte Zugriffsmöglichkeiten auf die 

ePA, insbesondere im Hinblick auf Lese- und Schreibrechte. 

• Für nicht zugelassene private Leistungserbringer im 

Heilmittelbereich ist derzeit kein Anschluss an die TI vorgesehen; ein 

Zugriff auf die ePA ist nach aktueller Rechtslage nicht eröffnet. 

• Für nicht zugelassene Leistungserbringer im Heilmittelbereich, 

insbesondere „private Ernährungstherapeuten“ ist zwar eine 

Einbindung in die elektronische Heilmittelverordnung (eVO) 

vorgesehen; ein Zugang zur TI wird ihnen nach dem aktuellen Stand 

der geplanten Regelungen jedoch nicht ermöglicht. 

 

Gleichzeitig verfolgt die Bundesregierung mit der Weiterentwicklung der 

Telematikinfrastruktur, der elektronischen Patientenakte und der 

sektorenübergreifenden Digitalisierung das Ziel einer verbesserten 

interprofessionellen Zusammenarbeit sowie einer Erhöhung der 

Patientensicherheit.  

Vor diesem Hintergrund erscheint es aus Sicht der Versorgungspraxis 

angezeigt, die gesetzlichen Regelungen im Rahmen des GeDIG so 

weiterzuentwickeln, dass die tatsächlichen Versorgungsrealitäten im 

Heilmittelbereich – insbesondere im Bereich der privaten 

Ernährungstherapie – sachgerecht, rechtssicher und praktikabel 

berücksichtigt werden. 
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